
796 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP." 

Bericht 
des Ausschusses rür soziale Verwaltung 

" über den Antrag der Abgeordneten Rosa 
Rück, Grete Rehor und Genossen, betreffend 
ein Bundesgesetz über die" Regelung des 
Dienstverhältnisses der HausgehiIfen und 
Hausangestellten (HausgehiIfen- und Haus-

angestelltengesetz) (197/A). 

Die Abgeordneten Rosa R ü c k, Grete R e­
ho r, Anl1a C zer n y, Mit te n d 0 r f e r, 
K 0 n i r, Sc h ei ben r e i f, P ö 1 z, Dr. Ku m­
m er und Genossen haben in der 105. Sitzung" des 
Nationalrates vom 12. Juli 1962 den obgenannten 
Initiativantrag eingebracht, der dem Ausschuß 
für soziale Verwaltung zugewiesen wurde. 

Der Initiativantrag samt Erläuternden Bemer­
kungen ist an alle Mitglieder des Nationalrates 
verteilt worden. Es kann daher auf die Erläu­
ternden Bemerkungen zu dem Gesetzentwurf 
hingewiesen werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 20. Juli 1962 
in Verhandlung genommen. In der Debatte er­
griffen außer der Berichterstatterin die Abgeord­
neten Rosa Web er, Alt e n bur ger, M a r k, 
Kin d 1, Mac h u n z e und Grete Reh 0 r 
das Wort. 

Im Zuge der Beratung iiber den Initiativantrag 
hat der Ausschuß auf Antrag der Abgeordneten 
Rosa Web e rund Grete Reh 0 r eine Ab­
änderung des § 5 Abs. 7 vorgenommen. Diese 
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Abänderung hat den Zweck, die nach Abs. 7 
zugelassenen Abweichungen von der Arbeitszeit, 
den Ruhepausen, den Ruhezeiten und den Frei­
zeiten zu begrenzen. 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundes­
gesetzes bes"timmte der Ausschuß den 1. Septem­
ber 1962. 

Zu den §§ 10 und 11 hat der Ausschuß zur 
Kenntnis genommen, daß bei einer Dienstver­
hinderung, die durch einen Arbeitsunfall ver­
ursacht worden ist, ein Anspruch auf Fortzahlung 
des Entgeltes nunmehr bereits ab' dem Beginn 
des Dienstverhältnisses besteht. Auch die im § 11 
Abs. 1 vorgesehene Regelung, daß wegen einer 
Dienstverhinderung erst dann eine Entlassung 
vorgenommen werden kann, wenn die Dienst­
verhinderung den Zeitraum von vier Wochen 
übersteigt, stellt eine wesentliche Verbesserung 
gegenüber der derzeitigen Rechtslage dar. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
in der dem -Bericht angeschlossenen Fassung ein­
stimmig angenommen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem ;i"n g e­
s chI 0 s sen enG e set zen t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 20. Juli 1962 

Hillegeist 
Obmann 

.;. 
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Bundesgesetz vom I 
über die Regelung des Dienstverhältnisses der 
J-Iausgehilfen und Hausangestellten (Haus­

gehiIfen- und Hausangestelltengesetz). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ABSCHNITT 1. 

Geltungsbereich. 

§ 1. .(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
gelten für das Dienstverhältnis von Dienstneh­
mern, die Dienste für die Hauswirtschaft des 
Dienstgeb.ers oder für Mit?lie~.er.seine§ ~au.ssta~- 'I 

des zu leisten haben, glelchgultlg, ob sie m die· 
Hausgemeinschaft aufgenommen sind oder nicht. 

(2) Dienstnehmer im Sinne des Abs. 1 sind auch 
solche Personen, di·e Dienste höherer Art zu 
leisten haben (Hausangestellte) .. 

(3) Für das Dienstverhältnis von Dienstneh­
mern, die mit Leistungen von Diensten für die 
Hauswirtschaft des Dienstgebers oder f\.ir Mit­
glieder seines Hausstandes in der Regel durch 
nicht mehr als 24 Stunden wöchentlich beschäftigt 
sind, gelten die Vorschriften des Abschnitt,es II 
nach Maßgabe der Änderungen, die sich aus Ab­
schnitt In ergeben .. 

(4) Bei Anwendung des Gesetzes macht es 
keinen Unterschied, ob die Hauswirtschaft von 
einer physischen Person oder von einer juristi­
schen Person für deren Mitglieder oder dritte 

3 

b) Dienstverhältnisse der in Abs. 1 bis 3 ge­
regelten Art, wenn der Dienstnehmer in 
einem Dienstverhältnis steht 
1. Zum Bund, zu einem Land, zu einem 

Gemeindeverband, zu einer Gemeinde 
oder zu einem Betrieb, zu einer Stiftung, 
zu einem Fonds oder zu einer Anstalt, 
sofern diese Einrichtungen von Organen 
eiller der genannten Gebietskörperschaf­
ten oder' von Personen verwaltet wer­
den, die hiezu von solmen Gebietskör­
perschaften' bestellt sind, 

2. Zu einer sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft oder zu einem Betrieb, zu 
einer Stiftung, zu einem Fonds oder zu 
einer Anstalt, sofern diese Einrichtungen 
von Organen einer dieser Körperschaften 
oder von Personen verwaltet werden, die 
hiezu von solchen Körperschaften bestellt 
sind; 

c) Dienstverhältnisse der in den Abs. 1 und 2 
geregelten Art, wenn der Dienstnehmer in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt beschäftigt ist, 
auch wenn sie nicht von einer Gebietskör­
perschaft oder einer sonstigen öffentlich­
rechtlichen Körperschaft geführt werden. 

ABSCHNITT H. 

Allgemeine Bestimmungen. 

A b s chI u ß und I n hai t des Die n s t-
Personen geführt wird. Das Gesetz findet jedoch ver t rag es. 
keine Anwendung auf das Dienstverhältnis von § 2. (1) Bei Begründung des Dienstverhältnisses 
Dienstnehmern juristisdler Personen, wenn dieses sind die wesentlichen Rechte und Pflichten aus 
durch Kollektivvertrag geregelt ist. dem Dienstverhältnis in einem Dienstsmein laut 

(5) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Muster (Anlage zu ,diesem Bundesgesetz) aufzu-
gelten nicht für zeichnen. Der Dienstschein ist vom Dienstgeber 

a) Dienstverhältnisse von Dienstnehmern, die und vom Dienstnehmer, bei Jugendlichen von 
neben den im Abs. 1 angeführten Dienst- dessen gesetzlichem Vertreter, zu unterschreiben; 
leistungen regelmäßig, wenn auch gering- eine Gleichschrift desselben ist dem Dienstnehmer 
fügig, Dienstleistungen für eine gewerb- auszuhändigen. Diese Vorschriften gelten aum 
lichen, land- und forstwirtschaftl'ichen oder für Abänderungen und Ergänzungen der im 
sonstigen 'Erwerbszwecken dienende Tätig- Dienstschein aufgezeimneten Rechte und Pflich­
keit des Dienstgebers leisten und ihr Dienst- ten. Dienstscheine sind von Stempeln und Rechts­
verhältnis auf Grund dieser Dienstleistung gebühren befreit, 
bereits durch ein arbeitsrechtliches Sonder- (2) Bei Begründung des Dienstverhältnisses hat 
gesetz geregelt ist; I der Dienstgeber dem Dienstnehmer eine Äusfer-
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tigung dieses Bundesgesetzes in jeweils geltender 
Fassung sowie allfällige anzuwendende Kollektiv­
verträge oder Mindestlohntarife oder ein von der 
gesetzlichen Interessenvertretung der Dienstneh­
mer aufgelegtes Merkblatt über den Dienstver­
trag der Hausgehilfen auszuhändigen. 

(~) Der Dienstnehmer hat die Dienste in eigener 
Person zu leisten und den durch den Gegenstand 
der Dienstleistung gerechtfertigten Anordnungen 
des Dienstgebers zu entsprechen. Er hat die seiner 
Obsorge anvertrauten Personen und Sachen 
pflichtgemäß zu behandeln, im Rahmen des 
Dienstverhältnisses die Interessen des Dienstgebers 
wahrzunehmen und die Gebote der Sittlichkeit 
zu beachten. Er ist ferner zur Verschwiegenheit 
über alle Wahrnehmungen verpflichtet, die das 
Familienleben des Dienstgebers und der übrigen 
Angehörigen seines Hausstandes betreffen. 

E n t gel t. 

§ 3. (1) Die .Geldbezüge sind im nachhinein, 
spätestens am Letzten des Kalendermonates, zu 
bezahlen. Ein vereinbartes Kostgeld ist halb­
monatlich im voraus zu bezahlen. In jedem Fall 
wird das bereits verdiente Entgelt aber mit der 
Beendigung des Dienstverhältnisses fällig. 

(2) Sind Sachleistungen nach den Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes in Geld abzugelten, so sind 
der Berechnung dieser Sachleistungen, sofern 
keine günstigere Regelung besteht,. die' für 
Zwecke der Sozialversicherung festgelegten Be­
wertungssätze zugrunde zu legen. 

§ 4. (1) Wird dem in die Hausgemeinschaft auf­
genommenen Dienstnehmer ein eigener Wohn­
raum zur Verfügung gestellt, muß er den gesund­
heits-, bau- und feuerpolizeilichen Vorschriften 
entsprechen und so beschaffen sein, daß die Sitt­
lichkeit des Dienstnehmers nicht gefährdet ist; 
er muß in der Zeit, während der es die Außen­
temperatur erfordert, heizbar, von innen und 
außen abschließbar sein und die erfordediche Ein­
richtung, insbesondere auch einen versperrbaren 
Kasten, enthal1len. 

(2) Kann dem Dienstnehmer kein eigener 
Wohnraum, sondern nur eine Schlafstelle zur 
Verfügung gestellt werden, so gilt hinsichtlich des 
Raumes, in dem sich die Schlafstelle befindet, die 
Vorschrift des Abs. 1; er muß jedoch- nur von 
innen abschließbar sein. 

(3) Dienstnehmer, deren Entgelt auch aus Ver­
pflegung besteht, müssen eine gesunde und hin­
reichende Kost erhalten, die in der Regel der der 
erwachsenen gesunqen Familienmitglieder ent­
spricht. 

für die in die Hausgemeinschaft aufgenommenen 
Dienstnehmer, die das 18. Lebensjahr volle11!det 
haben, 120 Stunden, und die das 18. Lebensj~.hr 
noch nicht vollendet haben (Jugendliche), 
110 Stunden in 2 Kalenderwochen nicht über­
schreiten. Die Arbeitszeit einschließlich der Zeit, 
während der sich der Dienstnehmer zur Erbrin­
gung seiner Dienstleistung bereithalten muß, darf 
für die nicht in die Hausgemeinschaft aufgenom­
menen Dienstnehmer, die das 18. Lebensjahr voll­
endet haben, 96 Stunden, und die das 18. Lebens­
jahr noch nicht vorIendet haben, 88 Stunden in 
2 Kalend~rwochen nicht überschreit~n. 

(2) Die tägliche Arbeitszeit ist einvernehmlich 
zwischen dem -Dienstgeber und dem Dienstneh­
mer unter B-erücksichtigung der im § 6 getrof­
fenen Regelungen so einzuteilen, daß dem Dienst­
nehmer die in den Abs. 3 und 4 vorgesehenen 
Ruhezeiten und Ruhepausen gewährleistet sind. 

(3) Dienstnehmern, die in die Hausgemeinschaft 
des Dienstgebers aufgenommen sind und das 
18. Lebensjahr vollendet haben, ist eine Ruhezeit 
von mindestens 10 Stunden, die die Zeit von 
21 Uhr bis 6 Uhr einschließt, und denjenigen, die 
das 18. Lebensjahr noro nicht vollendet haben, 
eine Ruhezeit von mindestens 12 Stunden, die 
die Zeit von 20 Uhr bis 7 Uhr einschließt, zu 
gewähren. Die tägliche Arbeitsz-eit ist außerdem 
durch Ruhepausen von insgesamt mindestens 
3 Stunden zu unterbrechen, wovon jedoch minde­
stens zweimal 30 Minuten ohne Unterbrechung 
zur Einnahme der Hauptmahlzeiten zu gewähren 
sind. 

(4) Dienstnehmern, die in die Hausgemeinschaft 
des Dienstgebers nicht aufgenommen sind und 
das 18. Lebensjahr vollendet haben, ist eine Ruhe­
zeit von mindestens 13 Stunden, die die Zeit 
von 21 Uhr bis 6 Uhr einschließt, und denjenigen, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
eine Ruhezeit von mindestens 15 Stunden, die 
die Zeit von 20 Uhr bis 7 Uhr einschließt, zu 
gewähren. Die tägliche Arbeitszeit ist außerdem, 
insofern sie mehr als 41/2 Stunden beträgt, dur-ch 
eine oder mehrere im voraus festgelegte Ruhe­
pausen im nachstehend angeführten Mindestaus­
maß zu unterbrechen. Diese Ruhepausen müssen 
mindestens betragen 
bei einer Arbeitszeit von mehr 

als 41/2 Stunden bis zu 6 Stun-
den ..................... 20 Minuten, 

bei einer Arbeitszeit von mehr 
als 6 Stunden bis zu 8 Stun-
den .................... . 30 Minuten, 

bei einer Arheitszeit von 8 bis 
9 Stunden .... : ........... 45 Minuten und Arbeitszeit und Entlohnung von 

M ehr a r bei t. bei einer Arbeitszeit von mehr 

§ 5. (1) Die Arbeitszeit einschließlich der Zeit, 
während der sich der Dienstnehmer zur Erbrin­
gung seiner Dienstleistung bereithalten muß, darf 

als 9 Stunden ............. 60 Minuten. 

(5) Eine überschreitung der sich aus Abs. 1 er­
gebenden Arbeitszeit ist nur in Ausnahmefällen 
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zulässig. Wird für diese Mehrarbeitsleistung ein 
Ausgleich an Ruhezeit innerhalb der nächsten 
2 Kalenderwoch,en nicht gewährt, dann ist 
diese Mehrarbeitsleistung besonders zu entloh­
nen. Als Entlohnung ist das auf diese Arbeits­
zeit entfallende Entgelt zuzüglich eines Zuschlages 
zu leisten, dessen Höhe in den jeweils geltenden 
Mindestlohntarifen festzusetzen ist. Das gleiche 
gift für die Mehrarbeit an einem Sonntag oder 
einem gesetzlichen Feiertag, wenn für diese Mehr­
arbeit kein Ausgleich durch Freizeit gewährt 
wird. 

(6) Eine Beeinträchtigung der Ruhepausen oder 
der Nachtruhe gemäß Abs. 3 und 4 ist nur 
gestattet, wenn die Arbeitsleistung des Dienst­
nehmers während dieser Zeiten aus dringenden, 
unaufschiebbaren oder unabwendbaren Gründen 
benötigt wird. Für diese geleistete Arbeit gebührt 
ein Zuschlag, gleich,gültig, ob für die Verkürzung 
der Ruhepausen oder der Nachtruhe ein Zeit­
ausgleich gewährt wird oder nicht. Die Höhe 
dieser Zuschläge wird in den jeweils geltenden 
Mindestlohntarifen festgesetzt. 

(7) Wenn dem Hausstand des Dienstgebers 
.Kleinkinder, das sind Kinder bis zum voll­
endeten dritten Leb~nsjahr, angehören oder wenn 
der Dienstgeber selbst oder andere Mitglieder 
seines Hausstandes derart körperbehindert sind, 
daß sie einer ständigen Betreuung bedürfen, die 
auf andere Weise nicht sichergestellt ist, dann 
können von den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 
abweichende Arbeitszeiten, von den Bestim­
mungen des § 6 Abs. 1 abweichende Freizeiten 
und von den Bestimmungen der Abs. 3 und 4 
abweich,ende Ruhepausen und Ruhezeiten ver­
einbart werden. Durch eine solche Vereinbarung 
darf jedoch die Arbeitszeit das' in den Abs. 1 
und 2 festgelegte Ausmaß innerhalb zweier auf­
einanderfolgender Wochen um nicht mehr als 
18 Stunden überschreiten. Das für Ruhepausen, 
Ruhezeiten und Freizeiten jeweils vorgesehene 
Gesamtausmaß darf hiebei nicht unterschritten 
werden. Für die Entlohnung der hiebei gelei­
steten Mehrarbeit gelten die Bestimmungen der 
Abs. 5 und 6. Solche Vereinbarungen gelten je­
doch mir dann, wenn sie in schriftlicher Form 
im Dienstschein (§ 2 Abs. 1) getroffen wurden. 

(8) Dienstnehmer, die von mehreren Dienst­
gehe'rn beschäftigt werden, haben diese Tatsache 
jedem ihrer Dienstgeber mitzuteilen. 

Sonntag. Diese Freizeit beginnt mit der Beendi­
gung der ArbeitSzeit am Samstag und hat bis 
zum Beginn der Arbeitszeit am Montag zu 
dauern. 

(2) An Sonntagen, die nicht arbeitsfrei sind, 
sowie an gesetzlichen Feiertagen darf die Arbeits­
zeit 6 Stunden nicht übersteigen. An diesen 
Tagen entfallen die Ruhepausen nach § 5 Abs_ 3 
und 4. Wird der Dienstnehmer an einem Sonntag, 
der für ihn an sich arheitsfrei wäre, zu Dienst­
leistunge'u herangezogen, so hat der folgende 
Sonntag für ihn zur Gänze arbeitsfrei zu bleiben, 
ungeachtet der Dauer der Arbeitsleistung am 
vorausgehenden Sonntag. 

(a) Nimmt ein Dienstnehmer während einer 
Freizeit nach Abs. 1 und 2 Sachleistungen nicht 
in Anspruch, so sind ihm diese nach den Bestim­
mungen des § 3 Abs. 2 in Geld abzugelten, vor­
ausg,esetzt, daß er die Nichtinanspruchnahme 
dieser Sachleistungen dem Dienstgeber red1tzeitig 
mitgeteilt hat. 

(4) Dem Dienstnehmer ist die zur Erfüllung 
seiner religiösen Pflichten erforderliche Zeit eine 
zuräumen. Diese Zeit ist im Einvernehmen zwi­
schen Dicl1Jstgeber und Dienstnehmer f.estzulegen 
und darf weder in die in den Abs. 1 und 2 vor­
gesehenen Freizeiten noch in die nach § 5 Abs. 3 
und 4 gebührenden Ruhepausen und Ruhezeiten 
eingerechnet werden. 

(i;) Für an gesetzlichen. Feiertagen geleistete 
Arbeit ist ein Entgelt zu leisten, das nach den 
Bestimmungel1 der Verordnung über die Lohn­
zahlung an Feiertagen, StGBI. Nr. 212/1945, zu 
berechnen ist. ' 

S c hut z . j u gen d I i c he run d m i h d e r­
jäh r i ger Die n s t n e h m e r. 

§ 7. (1) Bei Verwendung Jugendlicher ist auf 
ihre Körperkräfte besondere Rücksicht zu neh­
men. Der Dienstgeber ist verpflichtet, jene Maß­
nahmen zur Wahrung der Sittlichkeit zu treffen, 
die durch Alter und Geschlecht des Jugendlichen 
geboten sind. Bei Dienstantritt ist der Jugend­
liche auf. die mit der Dienstleistung allenfalls ver­
bundenen Gefahren aufmerksam zu machen und 
über die zur Abwendung dieser. Gefahren getrof­
fenen Einrichtungen und deren Benützung zu 
unterweisen. 

(2) Zur überwachung des Gesundheitszustandes 
ist der Jugendliche halbjährlich mindestens ein­
mal einer ärztli,chen Untersuchung zu unter-

Frei z e i tun dEn t gel t für F eie r- ziehen. 
tag s a r bei t. (3) Die Erziehungsberechtigten können ihre Er-

d ziehungsgewalt über den Dienstnehmer, mit Aus-§ 6. (1) Den Dienstnehmern gebührt in je er 
W ch · . b . d W k . nahme des Züchtigungsrechtes, an volljährige 
~ e an emem zu verem ~ren en er. ta.g el~'e Dienst eber übertra en. 

spatestens um 14 Uhr begmnende Freizeit, die g g 
bis zum Beginn der Arbeitszeit am nächstfolgen- 1

1 

F .. f I' h 
den Tag zu dauern hat. An diesem Tag entfallen urs 0 r g e p I C t. 
die Ruhepausen nach § 5 Abs. 3 und 4. Weiters I § 8. Der Dienstgeber hat bei der Regelung 
gebührt einmal in 2 Wochen ein arbeitsfreier der einzelnen Dienstleistungen dafür zu sorgen, 
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daß w,eder die verlangten Verrichtungen noch die 
Arbeitsgeräte und Arbeits'räume das Leben, die 
Gesundheit, die Sittlichkeit und das Eigentum des 
Dienstnehmers gefährden. Bei Erfül'lung dieser 
Pflicht hat der Dienstgeber auf das Lebensalter, 
das Geschlecht und den allgemeinen Zustand des 
Dienstnehmers entspr,echend Rücksicht zu neh­
men. 

Ur lau b. 

§ 9. (1) Dem Dienstnehmer gebührt in jedem 
Dienstjahr ein ununterbrochener Urlaub, auf den 
die Vorschriften des Arbeiterurlaubsgesetzes 1959, 
BGBl. Nr. 24/1959, in der jeweils geltenden Fas­
sung, soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt wird, Anwendung finden. Das Urlaubs­
ausmaß beträgt bei einer Dienstzeit von weniger 
als 5 Dienstjahren 12 Werktage; es erhöht sich 
auf 18 Werktage, wenn das Dienstverhältnis ohne 
Unterbrechung 5 Jahre, und auf 24 Werktage, 
wenn das Dienstverhältnis ohne Unterbrechung 
15 Jahre gedauert hat. 

(2) Für Dienstnehmer, die Dienste höherer Art 

,emen Anspruch auf das Entgetlt durch 2 Wo­
chen, fans es schon länger als 6 Monate 
gedauert hat, durch 4 Wochen. Ist die Dienst­
verhinderung durch einen Arbeitsunfall verur­
sacht worden, so besteht der Anspruch auf Fort­
zahlung des Entgeltes bereits ab dem Beginn des 
Dienstver hältnisses. 

(2) Der Dienstnehmer behält' ferner, wenn das 
Dienstverhältnis bereits 14 Tage gedauert hat, 
für längstens 1 Woche den Anspruch auf das 
Entgelt, wenn er durch andere wichtige, seine 
Person betreffende Gründe ohne sein Verschulden 
an der Dienstleistung verhindert wird. 

§ 11. (1) Wegen einer Dienstverhinderung aus 
einem der in § 10 angeführten Gründe kann der 
Dienstnehmer rechtswirksam nicht ,entlassen wer­
den, es sei denn, daß die Dienstve:rhinderung 
den Zeitraum von 4 Wochen übersteigt. Wird 
der Dienstnehmer während einer Dienstverhin­
derung gekündigt oder wird das Dienstverhältnis 
ohne sein Verschul'<len vorzeitig aufgelöst, bleiben 
seine Ansprüche auf das Entgelt während der im 
§ 10 angeführten Zeiträume bestehen, auch wenn 

feisten (§ 1 Abs. 2), erhöht sich das Ausmaß des das Dienstverhältnis früher endet. 
jährlichen Urlaubes bereits nach einer ununter-
broch,enen Dienstzeit von 2 Jahre~ auf 24 Werk- (2) Die im §' 10 angeführten Ansprüche er-' 
tage. I~schen mit der. Beendigung des Dienstv~rhä~~-

'. () J dl'ch D' h b"h b' msses, wenn es mfolge Ablaufens der Zelt, fur 
3 ugen I en lenstne mern ge u rt IS d" d d . f I . 

E d d D · 'h 'd . d le es emgegangen wur e, 0 er m 0 ge emer vor 
zum n e es lenstJa res, m em sie as 18. Le- , . d D' h' d h 
b.. . h 11 d "cd D' . h' I Emtntt er lenstver m erung ausgesproc enen 
ensJ~ r chvo en Uenl' In

b 
J em Wlcnsktja r em un- Klindigung aufgelöst wird. Das gleiche gilt, wenn 

unter ro ener r au von 24 er tagen. das Dienstverhältnis mit dem Dienstnehmer aus 
(4) Wäh~end des Urlaubes gebührt dem in die dessen Verschulden vorzeitig aufgelöst wird. 

Hausgememschaft aufg,enommenen Dienstnehmer 
neben den auf die Url'aubszeit entfallenden, nach 
§ 3 Abs, 2. abzugeltenden SachleistJungen und auf 
den gleichen: Zeitraum entfallenden Geldbezügen 
ein Urlaubszuschuß. Dieser Zu schuß beträgt bei 
einem Urlaubsanspruch von 12 Werktagen 
das Einfache, bei einem Urlaubsanspruch von 
18 Werktagen das Eineinhalbfache und bei einem 
Urlaubsanspruch von 24 Werktagen das Zwei­
fache der monatlichen Geldbezüge. 

(5) Die' gleichen Ansprüche stehen . auch den 
nicht in die Hausgemeinschaft aufgenommenen 
Dienstnehmern zu. 

(6) Wird der Urlaub an einem Montag ange­
treten oder ,endet er an einem Samstag, so hat 

§ 12. (1) Verlegt der Dienstgeber seinen Haus­
halt zeitweilig oder dau-ernd an einen anderen 
Ort oder gibt er ihn zeitweilig auf oder wird 
die Führun'5 -des Haushaltes zeitweise eingestellt, 
so gebührt dem in die Hausgemeinschaft aufge­
nommenen Dienstnehmer, der den geänderten 
Aufenthalt nicht teilt, solange das Dienstverhält­
nist nicht gelöst ist, außer seinen fortlaufenden 
Geldbezügen eine AbgeJtung für etwa entgehende 
Sachleistungen, deren Höhe sich nach § 3 Abs. 2 
bestimmt. 

(2) Die im Abs. 1 festgelegte Abgeltung gebührt 
auch den nicht in die Hausgemeinschaft aufge­
nommenen Dienstnehmern. 

. dem Urlaubsbeginn oder dem Urlaubsende der 
arbeitsfreie Sonntag (§ 6 Abs. 1) voranzugehen 
oder nachzufolgen, An Sonntagen, die in den 
Urlaub fallen, ist der Dienstnehmer von der -
Dienstleistung befreit, 

Auf 1 ö s u n g des Die n s t ver h ä I t-
nl s ses. 

§ 13. (1) Das Dienstverhältnis endet mit dem 
Ablauf der Zeit, für die es eingegangen wurde. 

Die n s t ver hin der u n g. 

§ 10.(1) I'st der Dienstnehmer nach Antritt des 
Dienstes durch Krankheit oder Ungtücksfall an 
der Dienstleistung gehindert, ohne daß er die 
Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe Fahr­
lässigkeit herbeigeführt hat, so behäh er, faUs 
das Dienstverhältnis bereits 14 Tage gedauert hat, 

(2) Ist das Dienstverhältnis ohne Zeitbestim­
mung eingegangen oder fortgesetzt worden, w 
kann es jederzeit durch Kündigung gelöst wer­
den. Die Kündigungsfrist beträgt 14 Tage; sie 
kann durch Vereinbarung nicht unt,er eine Woche 
herabgesetzt werden. Für Dienstverhältnisse, die 
Dienstleistungen höherer Art zum Gegenstande 
haben, beträgt die Kündigungsfrist 6 Wochen; sie. 
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kann durch Vereinbarung nicht unter einen Mo­
nat herabgesetzt werden und muß jedenfal1ls am 
15. oder Letzten eines Monats enden. 

(3) Die Kündigungsfrist muß für beide Teile 
gleich sein. Wur.den ungleiche Fristen vereinbart, 
so gilt für beide Teile die längere Frist. 

(4) Während einer vereinbarten Probezeit kann 
das Dienstverhältnis von beiden Teilen jederzeit 
und ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist auf­
gelöst w;erden. Eine Probezeit darf nur bis zur 
Höchstdauer einer Woche vereinbart werden. 

§ 14. Das Dienstverhältnis kann, wenn es für 
bestimmte Zeit eingegangen wurde, vor Ablauf 
dieser Zeit, sonst aber ohne Einhaltung eines 
Kündigungstermins oder einer Kündigungsfrist 
von jedem Teil aus wichtigen Gründen gelöst 
werden. 

7 

Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Geld­
bezügen einschließL'ich der darauf entfallenden 
Anteile von Sonderzahlungen (Weihnachtsremu­
neration usw.) zu bemessen ist (Bemessungsgrund­
lage). Das außerol'dentliche Entgelt beträgt nach 
einer ununterbrochenen mindestens zehnjährigen 
Dienstdauer das Dreifa,che der Bep:1essungsgrund­
lage; es erhöht sich für jedes weitere vollendete 
Dienstjahr um drei Fünftel der Bemessungsgrund­
lage, jedoch höchstens bis zum Zwölffa'chen der­
selben. 

(2) Ein Anspruch auf das außerordentliche Ent­
gelt gemäß Abs. 1 besteht nicht, wenn das Dienst­
verhältnis infolge Verschuldens de, Dienstneh­
mers vorzeitig aufgelöst wird. 

(3) Ein Dienstverhältnis gilt auch dann als un-. 
unterbrochen, wenn eine Unterbrechung als Folge 
einer Dienstverhinderung (§ 10) erfolgte und das 

§ 15. (1) Tritt ein Dienstgeber vor Beginn der Dienstverhältnis nach Wegfall des zur Dienstver­
Vertragszeit ohne wichtigen Grund vom DieP.St~ hinderung führenden Umstandes, spätestens aber 
vertrag zurück, so behält der Dienstnehmer den nach Ablauf eines halben Jahres, fortgesetzt 
Anspruch auf das Entgelt für den Zeitraum, der wurde, wobei die Zeit der Unterbrechung nicht 
bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses durch für die Berechnung der für das außerordentliche 
Ablauf der vereinbarten Vertragszeit oder bis zur Entgelt maßgeblichen Dauer des Dienstverhält­
Beendigung des Dienstverhältnisses durch ord- nisses zählt .. 
nungsgemäße Kündigung ve.rstrich,en wäre, ~nter (4) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod 
Anrec!mung. dessen, was er mfolge Unterble1bens I des Dien. stnehmers beendet, so gebührt das halbe 
der DienstleIstung erspart oder durch ande:e V ~r- außerordentliche Entgelt den gesetzlichen Erben 
wen~ung erhworben .oder hZU edrwerben abs1chth

h
ch des Dienstnehmers, zu deren Erhaltung er gesetz-

v·ersaumt at. We1terge en e Ersatzansprüc e r h fl'chtet 
werden hiedurch nicht berührt. Wenn der ge- 1C verp 1 war. 
nannte Zeitraum 3 Monate nicht übersteigt, ist D ie n s tz eu g n i s. 
das gebührende Entgelt ohne Ab~ug zu leisten. 

(2) Tritt ein Dienstnehmer vor Beginn der Ver­
tragszeit ohne wichtigen Grund vom Dienstver­
trag' zurück, so kann der Diellstgeber den Ersatz 
des Schadens verlangen, den er durch die Nicht­
erfüllung des Vertrages erlitten hat. 

F r e i z ei t zur Pos t e n s u c h e. 

§ 16. (1) Während der Kündigungsfrist sind die 
in die Hausgemeinschaft des Dienstgebers aufge­
nommenen Dienstnehmer auf Verlangen während 
einer angemessenen Zeit, mindestens jedoch 
8 Stunden wöchentlich, zum Aufsuch·en einer 
neuen Stellung ohne Schmälerung des Entgelts 
von ihrer Arbeitsleistung freizustellen. 

(2) Die Vorschrift des Abs. 1 gilt für nicht 
in die Hausgemeinschaft des Dienstgeben aufge~ 
nommene Dienstnehmer mit der Maßgabe, daß 
sie wöchentlich in einem Ausmaß von ihrer Ar­
beitsleistung freizusteHen sind, das einem Sechstel 
ihr·er Wochenarbeitszeit entspricht, mindestens je­
doch 4 Stunden beträgt. 

A u ß er 0 r den t I ich e sEn t gel t. 

§ 17. (1) Wird das Dienstverhältnis nach einer 
ununterbrochenen mindestens zehnjährigen Dauer 
gelöst, gebührt dem Dienstnehmer ein außer­
ordentliches Entgelt, das nach den für den letzten 

§ 18. (1) Der Dienstgeber ist verpflichtet, bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses auf seine 
Kosten dem Dienstnehmer ein schriftliches Zeug­
nis über Dauer und Art der Dienstleistung aus­
zustellen. Andere Angaben darf das, Zeugnis 
nicht enthalten. 

(2) Verlangt der Dienstnehmer während der 
Dauer des Dienstverhältnisses ein Zeugnis, so ist 
ihm ein solch·es auf seine Kosten vom Dienst­
geber auszustellen. Für den Inhalt eines solchen 
Zeugnisses gilt Abs. 1. 

A n wen dun g des A I I gern ein e n b ü r­
ger I ich enG e set z b u c h e s. 

§ 19. Soweit dieses ;Bundesgesetz nichts anderes 
bestimmt, finden die Vorschriften des All'ge­
meinen bürgerlichen Gesetzbuches auf die Dienst­
verhältnisse, die ,diesem Bundesgesetz unterliegen, 
Anwendung. 

Z w i n gen d e Vor s ehr i f t e n. 

§ 20. Die dem Dienstnehmer auf Grund dieses 
Bundesgesetzes z·ustehenden Rechte können, so­
weit es nicht selbst etwas anderes bestimmt, durch 
Kollektivvertrag, Mindestlohntarif oder Einzel­
dienstvertrag weder aufgehoben noch beschränkt 
werden. Eine während des Dienstverhältnisses 
oder innerhalb einer Woche nach Auflösung des 
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Dienstverhältnisses vom Dienstnehmer abge­
gebene -Erklärung über Entgeltansprüche ist 
r,echtsunwirksam. 

ABSCHNITT III. 

Sonderbestimmungen für Dienstnehmer, die in 
der Regel durdt nidtt mehr als 24 Stunden 

wödtentlidL besdtäftigt sind. 

§ 21. (1) Für die in § 1 Abs. 3 angeführten 
Dienstnehmer gelten von den Vorschriften des 
Abschnittes II nur § 2 Abs. 1 und 3, § 3, § 4 
Abs. 3, § 5 Abs. 4 bis 6, § 6 Abs. 5, § 7 Abs. 1 
und 3, § 8, § 9 Abs. 1 bis 5, § 18, § 19 und § 20. 

(2) Die tägliche Arbeitszeit ist einvernehmlich 
zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer festzu­
legen un~ einzuteilen. 

ABSCHNITT IV. 

Gemeinsame Vorsdtriften und Sdtlußbestim­
mungen. Verbot der Besdtäftigung minderjäh­

, riger Dienstnehmer. 

§ 22. (1) Ist jemand von einem Gericht wegen 
einer gegen das Leben, die Gesundheit oder die 
kötperIime Sicherheit von Menschen gerichteten 

,oder gegen die Sittlichkeit verstoßenden straf­
baren Handlung rechtskräftig verurteilt worden, 
so kann die Bez.irksverwaltungsbehörde dem Ver­
urteilten und den mit ihm im gemeinsamen Haus­
halt lebenden Personen für bestimmte Zeit oder 
für immer die Beschäftigu~g von minderjährigen 
Dienstnehmern untersag'en, wenn nach den Um­
ständen des Falles eine Gefährdung derselben 
zu besorgen ist. 

(2) Ein Dienstgeber, gegen den ein Verbot im 
Sinne des Abs. 1 erlassen wird, ist verpflichtet, 
ein bestehendes Dienstverhältnis mit einem min­
derjährigen Dienstnehmer sofort zu lösen. 

S t r a f best i m m u n gen. 

§ 23. Dienstgeber, die den Vorschriften des § 2 
Abs. 1, des § 4, des § 5 Abs. 1, 3 und 4, des 
§ 6 Abs. 1 und 2, des § 7 Abs. 1 sowie der §§ 8 
und 22 zuwiderhandeln, werden, sofern die Tat 
nach anderen Vorsch-riften nicht' einer strengeren 
Strafe unterliegt, von ,der Bezirksverwaltungs­
behörde im Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
die Vorschriften des § 22 mit einer Geldstrafe bis, 
zu 4000 S oder mit Arrest bis zu 2 Monaten, 
wobei auch der Versuch strafbar ist und beide 
Strafen auch nebeneinander verhängt werden 
können, in allen übrigen Fällen mit einer Geld­
strafe bis zu 3000 S oder mit Arrest bis zu 
3 Wochen bestraft. 

Aufsicht über die Einhaltung der 
Die n s t n e h m e r s c hut z V 0 r-

s ehr i f t end es' G e set z e s. 

§ 24. (1) Zur Aufsicht über die Einhaltung der 
dunh dieses Bundesgesetz zum Schutze der 

Dienstnehmer erlassenen Bestimmungen, soweit 
es sich um in die Hausgemeinschaft aufgenom­
mene Dienstnehmer handelt, ist bei jedem Eini­
gungsamt eine Kommission zu errichten, die 
aus je einem Vertretei" aus dem Kreise der Haus­
gehilfen (Dienstnehmervertreter) und einem Ver­
treter aus dem Kreise ',der Hausfrauen (Dienst­
gebervertreter) und der erforderlichen Anzahl 
von Ersatzmitgliedern besteht. Die Mitglieder 
und die Ersatzmitglieder ,der Kommission können 
auch aus dem Kreise der Funktionäre und An­
gestellten der vorschlagsberechtigten Interessen­
vertretungen entnommen werden (Abs. 2). 

(2) Die Mitglieder und die Er~atzmitglieder der 
Kommission wel'den, soweit es sich um die 
Dienstnehmervertreter handelt, auf Vorschlag des 
Osterreichischen Arbeiterkammertages im Einver­
nehmen mit dem Osterreichischen ,Gewerkschafts­
bund, soweit es sich um die Dienstgebervertreter 
handelt, auf Vorschlag der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft vom Bundesministerium 
für soziale Verwaltung auf die Dauer von jeweils 
5 Jahren bestellt. Wird das Vorschlagsrecht nicht 
binnen 2 Monaten nach Aufforderung ausgeübt, 
so ist d,as Bundesministerium für soziale Ver­
waltung bei der Bestellung an Vorschläge nicht 
r;ebunden. 

(3) Hinsichtl'ich der Voraussetzungen für die Be­
stellung als Mitglied oder Ersatzmitglied der 
Kommission, der Ablehnung der übernahme 
oder der Niederlage des Amtes, der Enthebung 
vom Amt und der Angelobung sowie der Ent­
schädigung gelten die Bestimmungen der §§ 29 
Abs. 4 und 5, 30 und 38a Abs. 1, 2 und 4 des 
Kollektivvertragsgesetzes, BGBl. Nr. 76/1947, 
sinngemäß. 

(4) Die Kommission ist vom Vorsitzenden des 
Einigungsamtes auf Antrag eines Dienstnehmers, 
der unter die Vorschriften des Abs. 1 fällt,eines 
Dienstgebers oder einer vorschlagsberechtigten 
Interessenvertretung (Abs. 2) ein~uberufen. Die 
Kommission ist verhandlungsfähig, wenn je ein 
Dienstnehmer- und ein Dienstgebervertreter an­
wesend sind. 

(5) Die Kommission hat zu prüfen, ob eine 
Verletzung der Dienstnehmerschutzvorschriften 
dieses Bundesgesetzes vorliegt; ist dies der Fall, 
so hat sie darauf hinzuwirken, daß der dem Ge­
setz entsprechende Zustand ehestens hergestellt 
wird. 

(6) Die Kommission ist befugt, die in Betracht 
kommenden Dienstgeber und Dienstnehmer über 
alle Umstände einzuvernehmen, die ihren Wir­
kungsbereich berühren. Sie kann von den Di,enst­
gebern und von den Dienstnehmern schriftliche 
Auskünfte verlangen und erforderlichenfalls diese 
Personen zur Einvernahme vorladen. Die Dienst­
geber und die Dienstnehmer sind verpflidlt;et, der 
Kommission die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
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(7) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Kommissipn sind verpflichtet, über alle ihnen bei 
der Ausübung ihres Amtes bekanntgewordenen 
Wahrnehmungen über das Familienleben des 
Dienstgebers und der Angehörigen seines Haus­
standes Verschwiegenheit zu bewahI;en. 

(s) Die Kanzleigeschäfte der Kommission wer­
den von der Stelle besorgt, der die Erledigung 
der Kanzleigeschäfte des Einigungsamtes obliegt. 

(9) Die näheren Bestimmungen über die Ge­
schäftsführung der Kommission können durch 
Verordnung erlassen werden. 

übe r g a n g s b e s tim m u n gen. 

§ 25; (1) Die Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes sind, soweit ,die Abs. 2 und 3 nichts 
anderes bestimmen, auch auf Dienstverhältnisse 
anzuwenden, die bereits im Zeitpunkt seines In~ 
krafttretens bestehen: 

(2) Die Dauer einer vor Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes vereinbarten Probezeit wird 
durch die Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
nicht berührt. 

(3) Auf die ini Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes bereits bestehenden Dienst­
verhältnisse finden die Vorschriften über die 

Ausstellung des Dienstscheines mit der Maßgabe 
Anwendung, daß der Dienstschein innerhalb eines 
Monats nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
auszustellen und auszuhändigen ist. 

A b ä n der u n gun d A u ß e r k r a f t s e t­
z u n g von Vor s ehr i f t e n. 

§ 26. (1) In gesetzlichen Vorschriften, in denen 
auf Bestimmungen ,des Hausgehilfengesetzes, 
StGBl. Nr. 101/1920, Bezug genommen ist, treten 
an Stelle dieser Bestimmungen die entsprechen­
den Bestimmungen des vorliegenden Bundes~ 
gesetzes. 

(2) Das Bundesgesetz vom 26. Februar 1920, 
StGBl. Nr. 101, über den Dienstvertrag der Haus­
gehilfen (Hausgehilfengesetz) in der geltenden 
Fassung wird außer Kraft gesetzt. 

I n k r a f t set z u n gun d Voll z i e h u n g. 

§ 27. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Sep­
tember 1962 in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
. ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Justiz betraut. 
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Anlage 

Dienstschein 

1. Name und Anschrift des Dienstgebers: ............................................... . 

2. Name und Anschrift des Dienstnehmers: ............................................. . 

3. Gehurtsdaten des Dienstnehmers: .................. ; ................................. . 

4. Beginn, bei Dienstverhältnissen auf bestimmte Zeit auch Ende des Dienstverhältnisses: ....... . 

5. Da,uer der vereinbarten Kündigungsfrist 

(bei Hausgehilfen 1 Woche, 14 Tage; 

bei Hausangestellten 1 Monat, 6 Wochen): 

6. Welche Probezeit wurde vereinbart? 

(höchstens 1 Woche): ........... : .................................................... . 

7. Verwendung im Haushalt: 

Bedienerin ........................................................................ . 

Hausgehilfin ohne (mit) Kochen ...................................................... . 

Köchin (Koch) ..................................................................... . 

Wirtschafterin ...................................................................... . 

Stubenmädchen (Diener) ............................................................ . 

Kammerfrau (Kammerdiener) ....................................................... . 

Kinderfrau, Kinderfräulein .......................................................... . 
(Zahl und Alter der Kinder anführen) 

Säugl'ingspflegerin, Krankenpflegerin .................................................. . 

Haushälterin ...................................................................... . 

Diplom-Säuglingsschwester .......................................................... . 

Diplom -Krankenschwester 

Kindergärtnerin mit Befähigungsnachweis ............................................. . 

Erzieherin (Erzieher), zum Beispiel Lehrer (Maturant[in]) ............................... . 

8. Art der Sonderleistungen (zum Beispiel Krankenbetreuung, Pflege eines Fahrzeuges, Garten-
arbeiten, Wartung von Haustieren [Zahl und Gattung angeben] usw.): ..................... . 

9. Vereinbarter monatlicher (wöchentlicher) Geldhezug: ............................. '.: .... . 

10. Vergütung für Sonderleistungen: ............................................ , ........ ; 

11. Arbeitnehmeranteil der Sozialversicherung wird vom Arbeitgeber getragen: Ja - Nein 1) 

12. Vereinbarte Sachleistungen: 

Frühstück, Gabelfrühstück, Mittagessen, Jause, Nachtmahl 1) 

1) Nichtzutreffendes streichen. 
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13. Wenn Sachleistungen nicht gewährt werden, Höhe der Abgeltung: 

Frühstück .......... , Gabelfrühstück ., ....... " Mittagessen " .... " .. , Jause .......... , 

Nachtmahl ......... . 

14. a) Wird ein Wohnraum zur Verfügung gestellt? Ja - Nein 1) 

b) Wird. eine Schlafstelle zur Verfügung gestellt? Ja - Nein 1) 

15. Arbeitszeit: an Wochentagen von ........ bis ....... . 

an Sonntagen; kirchlichen oder gesetzlichen Freiertagen von ........ bis ....... . 

16. Vereinbart~ Ruhezei~ und Ruhepausen, wenn diese von der im Gesetz (§ 55, Abs. 3 bis 6) vor-

gesehenen Regelung abweichen: ................................................ , ..... . 

17. Möglichkeit zum Besuch des GOttesdienstes an Sonn- und kirdilichen Feiertagen von 

bis ....... . 

18. Ein freier Wochentagnachmittag ab 14 Uhr wird vereinbart für: 

Montag - Dienstag - Mittwoch - Donnerstag - Freitag - Samstag 1) 

19. Abweichende Vereinbarung der Arbeitszeit, der Freizeit, der Ruhezeit und der Ruhepausen in 

den Fällen des § 5 Abs. 7: ............................................................ . 

, ........... : .... ' ............. , am 19' .... 

(UnteJ;,sdlfift des Dienstgebers) (Untersmrift des Dienstnehmers) 

1) Nichtzutreffendes streichen. 
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